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Pressemitteilung 

Mit RECHT: Frauennotrufe in Rheinland Pfalz kämpfen weiter für einen lücken-
losen gesetzlichen Schutz vor Vergewaltigung! 

Am 26. Januar 2015 trat eine Verschärfung des Sexualstrafrechts in Kraft - relativ unbemerkt 

von der Öffentlichkeit und mit Enttäuschung für die Fachstellen zum Thema Sexualisierter 

Gewalt:  

Die bis zuletzt vertretene Forderung, in die Reform auch den §177 StGB (Vergewaltigung / 

sexuelle Nötigung) einzubeziehen, blieb ungehört.  

Deutschland hatte die seit August 2014 geltende Istanbul-Konvention des Europarates un-

terzeichnet und ist somit zur Anpassung des Strafrechts verpflichtet. Die Konvention schreibt 

den Staaten vor, jede "nicht einverständliche sexuelle Handlung" unter Strafe zu stellen. Dies 

ist nach Ansicht des Bundesverbandes der Frauennotrufe und Frauenberatungsstellen bff 

und vieler Juristinnen und Juristen derzeit bei Vergewaltigung und sexueller Nötigung nicht 

der Fall. Die sexuelle Selbstbestimmung ist somit nicht ohne Einschränkung geschützt. „Ein 

Mann kann sich über den erklärten Willen der Frauen, keine sexuellen Handlungen zu wol-

len, hinwegsetzen, das ist nichts anderes als eine Vergewaltigung, die straffrei bleibt“, wie-

derholen die Fachfrauen und fordern erneut, diese Schutzlücke zu schließen. „Denn die Ver-

antwortung dafür, was als strafwürdiger sexueller Übergriff gewertet wird, wird somit auf das 

Opfer übertragen.“ 

Im August 2014 veröffentlichte der Bundesverband der Frauennotrufe und Frauenberatungs-

stellen eine Fallanalyse von 107 Fällen angezeigter Vergewaltigungen, in denen es zu keiner 

Verurteilung kam. Zwar fanden „nicht einverständliche sexuelle Handlungen“ statt, allerdings 

musste seitens des Täters weder Gewalt angewendet werden noch befanden sich die Be-

troffenen (angeblich) in einer  objektiv betrachteten schutzlosen Lage – Voraussetzungen, 

um nach geltender Rechtsprechung von Vergewaltigung oder sexueller Nötigung sprechen 

zu können. Der Bundesverband mit seinen über 170 Fach- und Beratungsstellen startete 

deshalb die Kampagne "Vergewaltigung verurteilen", um auf diese Gerechtigkeitslücke auf-

merksam zu machen und die geplante Strafrechtsreform um eine Reform des § 177 StGB zu 

erweitern – was bislang nicht geschah.  

Landesarbeitsgemeinschaft  der Frauennotrufe Rheinland 

Pfalz 

Fachstellen zum Thema Sexualisierte Gewalt 

Frauennotruf Mainz, Kaiserstraße 59-61,  55116 Mainz,  

Fon: 06131/221213  

www.frauennotruf-mainz.de/lag-rlp/index.ph 
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Bundesjustizminister Maas sieht inzwischen ebenfalls gravierende Lücken im geltenden Se-

xualstrafrecht. Er plädiert für eine Überprüfung: Vergewaltigungsopfer sollen künftig mehr 

Gerechtigkeit erfahren. Zurzeit werden die Justizministerien aller Bundesländer dazu befragt. 

Nur mit einer Änderung kann die bestehende Gerechtigkeitslücke für Frauen geschlossen 

werden. 

Bestärkt werden die Fachstellen von vielen Seiten: Frau Prof. Hörnle hat im Auftrag des 

Deutschen Instituts für Menschenrechte ein Papier dargelegt, wie der §177 StGB neu ge-

fasst werden könnte: 

http://www.institut-fuer-menschenrechte.de/aktuell/news/meldung/article/gutachten-fuer-eine-

menschenrechtskonforme-reform-des-vergewaltigungstatbestandes.html 

 

Zum Hintergrund: 

Die Frauennotrufe in Rheinland Pfalz unterstützen seit 35 Jahren vergewaltigte Frauen und 

Mädchen. Sie kämpfen außerdem für die Verbesserung der Situation der Betroffenen – dazu 

gehört auch die Rechtsprechung. 

In der genannten Fallanalyse des Bundesverbands Frauennotrufe und Frauenberatungsstel-

len (bff) aus dem Jahr 2014 mit dem Titel „Was Ihnen widerfahren ist, ist in Deutschland 

nicht strafbar“ wurden gravierende Schutzlücken deutlich:  

Nur die wenigsten sexuellen Übergriffe und Vergewaltigungen werden in Deutschland 

strafrechtlich geahndet. Die meisten Verfahren werden bereits von der Staatsanwalt-

schaft eingestellt, bevor es zu einer Anklage kommt. Viele Betroffene von sexuellen 

Übergriffen, die sich zu einer Anzeige durchgerungen haben, müssen Sätze wie „Ihr 

Fall ist nicht strafbar“ in den Einstellungsschreiben der Staatsanwaltschaft lesen - 

deshalb der Titel der Expertise.  

Die Fachfrauen dazu: „Es reicht für eine Strafbarkeit nicht aus, wenn die Betroffene lediglich 

„Nein“ sagt. Auch die Ergänzung des Paragraphen um die Formulierung ‚ schutzlose Lage 

hat für Betroffene keine Verbesserung gebracht. Das ist sicher einer der Gründe, warum die 

Verurteilungsquote bei Vergewaltigung zuletzt bei unter 10% lag.“ 

Die Frauennotrufe in Rheinland Pfalz forderten bereits im November 2014 die Politike-

rinnen und Politiker ebenso wie Gesetzgeberinnen und Gesetzgeber auf, bestehende 

Schutzlücken so schnell wie möglich zu schließen. „Es ist an der Zeit, dass die politisch 

Verantwortlichen die faktische Straflosigkeit sexueller Übergriffe in Deutschland endlich be-

enden“, insistieren die Fachfrauen. 

Die Fallanalyse zu Schutzlücken im Sexualstrafrecht steht unter folgendem Link zum Down-

load bereit: https://www.frauen-gegen-gewalt.de/nachricht/items/bff-legt-fallanalyse-zu-

schutzluecken-im-sexualstrafrecht-vor.html  

 

V.i.S.d.P.:  

Anette Diehl, Mainz und Monika Raab, Ludwigshafen 

für die LAG der Frauennotrufe RLP http://www.frauennotruf-mainz.de/lag-rlp/index.php 
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Gaadefelder InfoBrief 03.07.2015 

Gaadefelder InfoBrief 27/2015 
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Mainzer Allgemeine Zeitung, 

20.06.2015 

Mainzer Allgemeine Zeitung, 

Juni 2015 
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Budenheimer Heimatzeitung, Juni 2015 
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Foto: Schülerinnen der Klassenstufe 
10 zeigen unterschiedliche Werte, 
denen sie bei der Nutzung neuster 
Medien begegnen (Foto: Frauennot-
ruf Mainz)  
V.i.S.d.P. Anika Nagel 

 

„Simply Smart - Online unterwegs?! Auf der sicheren Seite ...“  
Präventionsveranstaltung an Hildegardisschule Bingen zum Thema digitale Gewalt unter dem 
Aspekt der Medienethik 
 
Der Frauennotruf Mainz e.V., Fachberatungsstelle zum Thema Sexualisierte Gewalt, führte in die-
sem Schuljahr ein viertägiges Präventionsprojekt mit dem Titel „Simply Smart - Online unter-
wegs?! Auf der sicheren Seite ...“ für alle Schülerinnen der Jahrgangsstufen 9 und 10 der Hilde-
gardisschule in Bingen durch. Ermöglicht wurde dieses Projekt durch einen Kreiszuschuss zur För-
derung des Kindeswohls im Landkreis Mainz-Bingen.  
Hierzu haben die beiden Referentinnen M.A., Dipl. Sozialarbeiterin Anika Nagel, Mitarbeiterin des 
Frauennotrufs Mainz e.V. und Michaela D. Brauburger, Medienpädagogin (medien-sinnvoll-
nutzen.de) und externe Fachfrau des Frauennotrufs für das Thema Digitale Gewalt, ein Programm 
für drei Schulstunden erstellt. Inhaltliche Anregungen lieferte das neue Arbeitsmaterial „Ethik macht 
klick - Werte-Navi fürs digitale Leben“ von klicksafe - Die EU-Initiative für mehr Sicherheit im Netz.  
 

Ziel der Veranstaltung war es, den eigenen Umgang mit Medien auch unter dem Aspekt Medienethik 
zu betrachten. Zum Einstieg wurde den Schülerinnen hierzu eine Geschichte vorgelesen, in der sich 
zwei Jugendliche kennenlernen und schließlich die Aufforderung zum Versenden eines Nacktbildes 
kommt. Die Schülerinnen haben selbst entschieden, an welcher Stelle sie aussteigen, oder wie weit 
sie gehen würden. Im Anschluss wurde deren Umgang mit der Selbstdarstellung im Netz reflektiert.  
Ganz unterschiedliche Meinungen haben die Schülerinnen hierbei vertreten, ob sie ihrem Freund ein 
Nacktbild senden und wer Bilder in Unterwäsche oder Bikini bekommt.  
Jeder Entscheidung lag ein Wert zu Grunde, sei es der Wunsch nach Spaß und Zugehörigkeit, wes-
halb Bilder verbreitet werden oder eine Entscheidung gegen das Versenden von intimen Fotos zum 
Schutz der Privatsphäre.  
Bei einer Aufstellung erfragten die Referentinnen anschließend, wie viele Schülerinnen ein Smart-
phone haben und deren Nutzungsverhalten von Messenger und Apps.  
Während in Deutschland jede zweite Person ein Smartphone besitzt, gab es bei den rund 240 Schü-
lerinnen nur wenige, die noch keines hatten. 
„Die neuen Medien bringen viele Vorteile und Vereinfachung. Dennoch bergen sie auch Gefahren, 
gerade für junge Menschen. Deshalb ist es wichtig, dass sie diese Gefahren kennen und wissen, wo 
sie bei Bedarf auch Hilfe und Unterstützung bekommen“, so Michaela D. Brauburger.  
 

Neben dem Thema der Selbstdarstellung im Netz erfuhren die Schülerinnen auch etwas über ihre 
Datenspuren, konnten selbst recherchieren, wie öffentlich diese sind und bekamen einen Einblick, 
über deren Speicherorte und Verwendungszweck.  
Der dritte Block des Workshops stand unter der Überschrift Cybermobbing sowie der grundsätzli-
chen Frage: Wegschauen oder helfen?  
„Die Hildegardisschule verfügt über ein fundiertes fünfsäuliges Programm rund um das Thema Ju-
gendmedienschutz und bildet Medienscouts aus. Damit leistet die Schule einen wichtigen Beitrag zur 
Präventionsarbeit“, lobt Anika Nagel vom Frauennotruf Mainz. „Die zusätzliche Präventionsveranstal-
tung konnte jedoch bisherige Erkenntnisse vertiefen oder wieder auffrischen. Darüber hinaus wurden 
auch Themen wie fairer Handel, Gerechtigkeit und Umweltschutz in Korrelation zur Nutzung von 
Smartphones diskutiert.“ (Pressemitteilung - Mainz, 22.07.2015) 
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[Fortsetzung von Seite 1]: für die nächste Saison: Der Herbst- und Winterbasar ist bereits geplant. Er findet am 

Samstag, den 10. Oktober 2015, von 10.00 bis 12.30 Uhr statt. Neben der Winterbekleidung wird wieder Ver-

kauf von Modeschmuck angeboten. 

Budenheimer Heimatzeitung, 

27.08.2015 

Budenheimer Heimatzeitung, 20.08.2015 
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Budenheimer Heimatzeitung, 27.08.2015 

 

 

 
 
 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Mainzer Allgemeine Zeitung, 

24.11.2015 
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Budenheimer Heimatzeitung, 26.11.2015 
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Die Sexualität behinderter Menschen als Normalität begreifen 
Der Mainzer Arbeitskreis „Sexualität und Behinderung“ wird 10 Jahre alt 
 
Zehn Jahre ist es her, seit Lothar Schwalm vom Zentrum für selbstbestimmtes Leben (ZsL) 
in Mainz den Arbeitskreis “Sexualität und Behinderung“ gründete: „Ziel war und ist, die Fach-
kräfte aus sozialen und pädagogischen Berufsfeldern, die mit diesen Themenbereichen Se-
xualität und Behinderung zu tun haben, zu vernetzen und Kooperationen zu erleichtern.“ 
„Denn“, so ergänzt Astrid Möllenkamp von der Schatzkiste Mainz: „viele Menschen mit Be-
hinderungen haben nicht die Möglichkeit auf eine freie Entfaltung ihrer Sexualität. Manchmal 
wird ihnen sogar das Recht auf eine eigene Sexualität abgesprochen.“ 
Unwissenheit, fehlende Erfahrungsmöglichkeiten und Fremdbestimmung seien Bedingun-
gen, die es Männern und Frauen mit Behinderung oder Beeinträchtigung schwer machten, 
ihre sexuellen Bedürfnisse kennen und leben zu lernen. „Stellenweise ist dies auch heute 
noch in stationären Einrichtungen oder im Elternhaus der Fall.“ Um solchen Problemen vor-
zubeugen, mochte der Arbeitskreis einen gegenseitigen Informationsaustausch anregen und 
die kollegiale Unterstützung für Fachkräfte aus Sozial- und Behindertenarbeit fordern. Das 
multi-disziplinare Arbeitsteam wagt sich dabei auch an die Tabu-Themen heran: „Die Ergeb-
nisse der BMFSFJ-Studie zum Thema „Lebenssituation und Belastungen von Frauen mit 
Beeinträchtigungen und Behinderungen in Deutschland“ haben gezeigt, dass Menschen mit 
Behinderungen, insbesondere Frauen, verstärkt von sexualisierter Gewalt betroffen sind,“ 
sagt Anette Diehl vom Frauennotruf Mainz. Fallsupervisionen, Helferkonferenzen und Fort-
bildungen zum Thema sind bereits innerhalb des Arbeitskreises „Sexualität und Behinde-
rung“ organisiert und durchgeführt worden. Weitere Themen sind sexualpädagogische Auf-
klarung, Sexualbegleitung oder auch Homosexualität bei Menschen mit Lernschwierigkeiten 
oder sogenannter geistiger Behinderung. Seit 2008 stellt der Arbeitskreis seine Arbeit und 
Ziele in einem Faltblatt vor. Dieses gibt einen Überblick über Einrichtungen in und um Mainz, 
die sich mit diesen Tabu-Themen beschäftigen. Mitglied im AK Sexualität und Behinderung 
sind das Zentrum für selbstbestimmtes Leben behinderter Menschen Mainz (ZsL), der Frau-
ennotruf Mainz, die Nieder-Ramstädter Diakonie, die Koordinations- und Beratungsstelle für 
behinderte Frauen in Rheinland-Pfalz (KOBRA), die pro familia Mainz, die Sankt-Vincenzstift 
gGmbH Rüdesheim, sowie die Werkstatt für Menschen mit Behinderungen (WfB Mainz), die 
Gemeinnützige Gesellschaft für Paritätische Sozialarbeit, die „Schatzkiste“ Mainz und die 
Lebenshilfe Mainz-Bingen. Jüngste Mitglieder in der Runde sind die Beratungsstelle „Liebel-
le“ in Mainz und die „Schatzkiste“ Wiesbaden. Die neuen TeilnehmerInnen erhoffen sich vom 
Arbeitskreis „Sexualität und Behinderung“ eine zusätzliche Vernetzung in diesem breiten 
Arbeitsfeld und eine professionelle kollegiale Unterstützung bei Konfliktsituationen. „In diesen 
10 Jahren ist es uns gelungen ein Netzwerk aufzubauen, das einen vertrauensvollen und 
gewinnbringenden Austausch für alle Beteiligten ermöglicht und auch weiterhin fordern soll“, 
sind sich die Mitglieder des Arbeitskreises „Sexualität und Behinderung“ einig. Denn gerade 
auch über die regelmäßigen Treffen hinaus sind vielfaltige Kontakte und Möglichkeiten der 
Zusammenarbeit entstanden. Neue TeilnehmerInnen sind herzlich willkommen und können 
sich bei einer der beteiligten Institutionen melden. 
 
Für den Arbeitskreis: 
• Anette Diehl, Frauennotruf Mainz, Tel.: 06131 / 221213 
• Astrid Möllenkamp, Gemeinnützige Gesellschaft für Paritätische 
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Sexualisierte Gewalt an Frauen mit 
Behinderung und Beeinträchtigung 

 
Problembeschreibung und Handlungsbedarf aus Sicht der Landes-
arbeitsgemeinschaft der autonomen Frauennotrufe in Rheinland-

Pfalz 
 

August 2015 

 
Hintergrund 
Seit Bestehen der autonomen Frauennotrufe in Rheinland-Pfalz suchen auch Frauen mit 
Behinderung und Beeinträchtigung die Fachstellen gegen sexualisierte Gewalt an Frauen 
und Mädchen auf und nehmen Beratungs-, Präventions- und/oder Fortbildungsangebote in 
Anspruch. Anfang der 1990er Jahre begannen die Frauennotrufe als Fachstellen zum The-
ma Sexualisierte Gewalt sich mehr mit dem Thema Sexualisierte Gewalt an Frauen mit 
Behinderung und Beeinträchtigung auseinanderzusetzen. Die Forderungen der Kollegin-
nen mit Behinderung und Beeinträchtigung waren Auftrag und bestimmten die Zielsetzung: 
„Zufluchtsstellen für misshandelte Frauen und Mädchen sowie Beratungs- und Notrufzentren 
müssen für alle Frauen zugänglich sein.“ (Hermes, Gisela, 1994). 
 
Die repräsentative Studie im Auftrag des Bundesministeriums für Familie, Senioren, Frauen 
und Jugend (BMFSFJ) aus dem Jahr 2012 „Lebenssituation und Belastungen von Frauen 
mit Beeinträchtigungen und Behinderungen in Deutschland“ macht mehr als deutlich, dass 
die Zahl der Frauen mit Behinderung und Beeinträchtigung, die sexualisierte Gewalt erleben, 
ein weit gravierenderes Ausmaß annimmt, als bisher wahrgenommen. Sexuellen Missbrauch 
in Kindheit und Jugend durch Erwachsene haben 20-34% der Frauen mit Behinderung oder 
Beeinträchtigung erlebt. Sie waren damit etwa zwei- bis dreimal häufiger davon betroffen als 
Frauen im Bevölkerungsdurchschnitt (10%). Erzwungene sexuelle Handlungen im Erwach-
senenleben haben zwischen 21-43% der Frauen mit Behinderung oder Beeinträchtigung 
angegeben. Sie waren damit auch im Erwachsenenleben etwa zwei- bis dreimal häufiger von 
sexueller Gewalt betroffen als Frauen im Bevölkerungsdurchschnitt (13%). 
 
Seit 2014 ist das Thema Sexualisierte Grenzverletzungen, Übergriffe und Gewalt an Men-
schen mit Beeinträchtigung/ Behinderung ein Arbeitsschwerpunkt der Frauennotrufe in RLP. 
Dabei ist folgendes Zitat von „Mensch zuerst/People First Deutschland“ Leitlinie für die Un-
terstützungsarbeit der Frauennotrufe: 
„Diese zwei Sachen sind uns am wichtigsten: 
1. Man soll bei diesen Themen so mit uns umgehen, wie man es für sich selber auch 
wünscht. 
2. Man darf keinen Unterschied machen, ob jemand eine Behinderung hat oder nicht. Sexu-
elle Gewalt betrifft ALLE.“ (Netzwerk People First Deutschland e.V.). 
 
Vorrangige Themen der Frauennotrufe sind:  
Unterstützungsarbeit und Beratung mit Betroffenen mit Behinderung und Beeinträch-
tigung 
Schutzplan, Sicherheit, Trennung vom Täter/der Täterin, Beenden von Täterkontakten 
- Schuld, Verantwortung, Scham („Jetzt macht sich die Mama noch mehr Sorgen um 

mich“) 
- Selbständigkeit - Abhängigkeit (vor allem: Gehörlose, Frauen mit Lernbeeinträchtigung) 
- Ambivalenz zum Täter/zur Täterin („Jetzt war er aber wieder so nett zu mir.“) 
- Psychoedukation („Was Ihnen passiert ist, kennen viele. So wie Sie sich fühlen, ist ganz 

normal.“) 
-  Stabilisierung bei Traumatisierung 
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Unterstützungsarbeit mit Angehörigen und professionellen Bezugspersonen 
- Hilfesuchende Person mit ihren Bedürfnissen im Mittelpunkt 
- Wie kann ich unterstützend wirken? 
Unterstützungsarbeit mit Teams, Kollegien und Einrichtungen 
- Aufbau von Kooperationen mit Einrichtungen der Behindertenhilfe 
- Fortbildung von Teams und Kollegien 
 
Aktionsplan zur Umsetzung der UN-Behindertenrechtskonvention 
Die rheinland-pfälzischen Frauennotrufe begrüßen, dass die Landesregierung den Aktions-
plan zur Umsetzung der UN-Behindertenrechtskonvention fortschreibt: Diese verpflichtet die 
politisch und gesellschaftlich Verantwortlichen, Menschen mit Behinderung vor Diskriminie-
rungen, Ausbeutung, Gewalt und Missbrauch zu schützen (Artikel 16 UN-BRK). 
Noch immer gilt, dass die bislang entwickelten Maßnahmen zur Gewaltprävention und –
intervention nicht ausreichend auf die spezifischen Bedürfnisse von Frauen und Mädchen mit 
Behinderung und Beeinträchtigung ausgerichtet sind. Außerdem sind bestehende Hilfesys-
teme oft nicht ausreichend auf Fälle von Gewalt an Frauen und Mädchen mit Behinderung 
und Beeinträchtigung eingestellt. Es fehlt an (unbürokratischen) bedarfsgerechten Hilfsmit-
teln und individueller Unterstützung. In allen Bereichen muss es Ziel sein, auf allen Ebenen 
wirksame Maßnahmen für ein gewaltfreies Leben zu entwickeln. 
 
Grundsätzlich gilt, dass alle Gesellschaftsmitglieder weiter informiert und sensibilisiert wer-
den müssen. Neben der Aufklärung darüber, wie viele Frauen mit Behinderung und Beein-
trächtigung von sexualisierter Gewalt betroffen sind und warum ihre spezifischen Sozialisati-
onsbedingungen sie besonders vulnerabel machen, ist es auch wichtig, über die gängigen 
Mythen und Stereotype zu sprechen, auch, um ein Bewusstsein für die Lebensrealitäten von 
Frauen mit Behinderung oder Beeinträchtigung zu entwickeln. 
So passen Frauen und Mädchen mit Behinderung oder Beeinträchtigung zum Beispiel nicht 
in das gängige Klischee des Vergewaltigungsopfers. Solange Menschen mit Behinderung 
und Beeinträchtigung als asexuell und Vergewaltigung als primär sexuell motivierte Tat be-
trachtet werden, kommen sie nicht als Opfer oder TäterInnen im Bereich sexualisierte Gewalt 
in Frage. 
Des Weiteren werden Frauen mit Behinderung und Beeinträchtigung Selbstbestimmungs-
rechte und Eigenverantwortung oft abgesprochen. Sie müssen aber als „Fachfrauen“ für die 
eigenen Bedürfnisse miteinbezogen werden, wenn es um Unterstützung oder auch um Prä-
vention geht. 
Wichtig ist auch, die verschiedenen Formen von Behinderung und/oder Beeinträchtigung im 
Blick zu haben. So hat beispielsweise eine betroffene Frau mit Sinnesbehinderung andere 
Bedarfe als eine Frau mit Lernschwierigkeiten oder mit Körperbehinderung. 
 
In den vergangenen Jahren wurden von unterschiedlichen Institutionen und Verbänden diffe-
renzierte Handlungsempfehlungen entwickelt. Die LAG der autonomen Frauennotrufe in 
Rheinland-Pfalz unterstützt insbesondere: 
 
• das Positionspapier der Staatlichen Koordinierungsstelle nach Art. 33 UN-BRK „Frauen und 
Mädchen mit Behinderung besser vor Gewalt schützen“, 
• die Broschüre „Frauenrechte: Inklusion durch Aufklärung und Aktion“ des NetzwerkBüros 
Frauen und Mädchen mit Behinderung/chronischer Erkrankung NRW, 
• die „Checkliste für frauenspezifische Aspekte in landesweiten oder kommunalen Aktions-
plänen zur Umsetzung der Behindertenrechtskonvention“ zusammengestellt von der Interes-
senvertretung behinderter Frauen im Weibernetz e.V. und 
• den „Leitfaden für den Erstkontakt mit gewaltbetroffenen Frauen mit Behinderung“ des bff. 
 
Der verbesserte Schutz von Frauen und Mädchen mit Behinderung vor (sexualisierter) Ge-
walt kann im Landesaktionsplan Rheinland-Pfalz in verschiedenen Themenfeldern lokalisiert 
werden (z. B. Gesundheit und Pflege, Schutz der Grund- und Menschenrechte, Arbeit, Woh-
nen). Es bedarf einer übergreifenden Strategie, die sowohl die Bereiche Prävention, Inter-
vention als auch die Stärkung der Autonomie von Frauen mit Behinderung einschließt. 
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Grundsätzlich muss sichergestellt werden, dass die Selbstbestimmung von gewaltbetroffe-
nen Frauen und Mädchen mit Behinderung und/oder Beeinträchtigung gestärkt wird und sie 
niedrigschwelligen Zugang zu Informationen zum Schutz vor Gewalt und Unterstützungs-
möglichkeiten haben. 
 
Frauen und Mädchen mit Behinderung und Beeinträchtigung sollten gestärkt werden, 
Gewalt zu erkennen und dagegen zu handeln. Dazu gehören neben einer Aufklärung über 
ihre Rechte und einem wirkungsvollen Beschwerdemanagement in den Einrichtungen der 
Behindertenhilfe und auf dem Arbeitsmarkt 
• verschiedene institutionalisierte Angebote durch externe Fachpersonen bzw. Fachstellen 
zum Thema (sexualisierte) Gewalt, 
• Wunsch- und Wahlrecht bei der Inanspruchnahme von Pflegeleistungen, 
• Möglichkeit der Pflege durch gleichgeschlechtliche Personen, 
• Einrichtung von Wohngruppen, die nach geschlechtsspezifischem Ansatz arbeiten und 
dadurch einen besonderen Schutzraum bieten, 
• regelmäßige Fort- und Weiterbildungen für alle Mitarbeitenden sowie AkteurInnen im 
Gesundheitsbereich zu den Themenbereichen (Sexualisierte) Grenzverletzungen, Übergriffe 
und Gewalt, 
• Wahlrecht bei der Wahl von Ärztinnen und Ärzten und barrierefreie Zugänge, 
• Ausbildung und Installierung von Frauenbeauftragten in den Einrichtungsstrukturen, 
• Sicherstellung von Regelungen in Einrichtung, die Selbstbestimmung fördern (z. B. 
Möglichkeiten der Interessenvertretung, Schaffung von Rückzugsräumen, freie Wahl der 
Wohnform und Bereitstellung von Einzelzimmern). 
 
Einrichtungen der Behindertenhilfe brauchen ebenso wie andere Bereiche verbindliche 
Leitlinien zur Prävention und Intervention bei sexuellen Grenzverletzungen, Übergriffen und 
(sexualisierter) Gewalt. Dazu zählen auch Leitlinien und Handlungsleitfäden zum Thema 
Selbstbestimmung, Gewalt, Sexuelle Belästigung am Arbeitsplatz etc. Verpflichtende Ziel- 
und Leistungsvereinbarungen der Kostenträger mit den Leistungserbringern (insbesondere 
Träger von Wohnheimen, Werkstätten für behinderte Menschen, Reha-Einrichtungen etc.) 
zur Erarbeitung von Leitlinien zur Gewaltprävention sowie Interventionsplänen beim Vor-
kommen von Gewalt könnten verankert werden ebenso wie die Aufnahme von Frauenwohn-
gruppen als verpflichtendes Qualitätsmerkmal. 
 

Das spezialisierte Hilfesystem bei Gewalt an Frauen (Frauennotrufe, Frauenberatungs-
stellen, Frauenhäuser, Interventionsstellen) muss sich noch mehr für Frauen mit unterschied-
lichen Behinderung und Beeinträchtigung öffnen. Um Frauen und Mädchen mit Behinderung 
oder Beeinträchtigung, die sexuelle Übergriffe und/oder sexualisierte Gewalt erlebt haben, 
adäquate Unterstützung und Beratung im Umgang mit den Gewalterfahrungen und zur Ver-
arbeitung des Erlebten bieten zu können, braucht es barrierefreie, spezialisierte, nied-
rigschwellige, kostenfreie, unbürokratische und räumlich gut erreichbare Fachstellen. 
Anlaufstellen im Hilfesystem für Frauen müssen durch ausreichend finanzielle und personel-
le Ressourcen abgesichert sein, damit das Beratungs- und Unterstützungsangebot, das den 
betroffenen Frauen und Mädchen gemacht wird, auf einer verlässlichen Basis steht und ihren 
Bedarfen angepasst ist. Angebote für Frauen und Mädchen mit Behinderung und Beeinträch-
tigung bringen u.U. einen anderen baulichen, zeitlichen, Material- oder Kommunikationsbe-
darf mit sich, der ebenfalls abgedeckt sein muss. 
Mitarbeiterinnen im Hilfs- und Unterstützungssystem, d.h. Beraterinnen der Fachberatungs-
stellen und Mitarbeiterinnen im Frauenhaus sollten weiter für die besonderen Belange und 
oft spezifische Lebenssituation von Frauen und Mädchen mit Behinderung und ihrer beson-
deren Vulnerabilität sensibilisiert werden bzw. die Möglichkeit haben, sich über den aktuellen 
Forschungsstand und Möglichkeiten der Unterstützung Betroffener zu informieren. 
 
Für die LAG der Frauennotrufe in Rheinland-Pfalz 
Mareike Ott 
Regina Mayer 
Anette Diehl 
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